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Mitglieder der „Giovani Democratici“ - Eine 
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Partnerschaften aufbauen, gemeinsame Aktivitäten planen, Politische Konsense entwickeln

Die Europäisierung der Sozialdemokratie von unten betreiben

Die SPD Münster hat seit zwei Jahren Partnerschaften mit örtlichen Gliederungen von Schwesterparteien angebahnt und 
begonnen, diese Partnerschaften mit Leben zu füllen. 
Bislang wurden Partnerschaften verabredet mit der PvdA in Enschede, der Portugiesischen Sozialistischen Partei (Gruppe 
Münster), der Parti Socialist in Lille und dem Partito Democratico in Orvieto.

Politisches Ziel dieser Partnerschaften ist es, neben dem kulturellen Austausch und der Entwicklung von freundschaftlichen 
Verbindungen zwischen den Mitgliedern der Parteien, gemeinsam für die Entwicklung der PSE zu einer wirklichen Mitglieder-
partei, für die Europäisierung unserer Parteien zu arbeiten.
Wir sind überzeugt davon, dass die Europapolitik der SPD wie auch unserer Schwesterparteien  so lange schwach und nicht 
austrahlungsfähig bleiben wird, solange unsere Parteien nicht auch organisationspolitisch die nationalen Begrenzungen 
überwinden. Die Entwicklung der PSE zu einer Mitgliederpartei mit einer innerparteilichen Demokratie die diesen Namen 
auch verdient und die gemeinsame Entwicklung einer Politik sind unseres Erachtens die Grundvoraussetzung, um als Sozial-
demokraten und als Sozialisten sowohl europaweit als auch in unseren Ländern eine neue Politik durchzusetzen.

Vom 4. bis 6. Februar 2011 kamen auf  Einladung der Europa-Initiative der SPD Münster, getragen durch einen Beschluss 
des UBV der SPD Münster, insgesamt 21 Vertreter/innen der Demokratischen Partei Orvieto und ihres Jugendverbandes 
sowie der Europapolitischen Arbeitskreises der Sozialistischen Partei Lille, und der Region Nord pas de Calais.

Thema der Wochenendes: Diskussion unserer Positionen zur Finanztransaktionssteuer und Durchführung einer Aktions-
konferenz zur Diskussion und Verabredung abgestimmter Aktivitäten im Jahre 2011 für eine Finanztransakti-
onssteuer. Hierzu hat die SPD Münster den Partnern einen Resolutionsentwurf  vorgelegt, der am Samstag den 5. Februar 
als Diskussionsgrundlage der Aktionskonferenz diente und der in der folgenden Fassung beschlossen wurde.

Am Freitag, den 4. Februar fand eine öffentliche Podiumsdiskussion zur Finanztransaktionssteuer im Foyer des 
Picasso-Museum in Münster statt, die mit rund 90 Besucher/innen gut besucht war. Auf  dem Podium: Udo Bullmann MdEP, 
Christoph Strässer MdB, Nils Wörner PSE, Svenja Schulze MdL Wissenschaftsministerin NRW.

Schon 2010 brachte unsere Ratsfraktion einen Resolutionsentwurf in den Rat der Stadt Münster ein, um die For-
derung nach einer Finanztransaktionssteuer zu unterstützen. Wir erwarten den Beschluss in diesem Frühjahr. Hat der Rat 
diesen Beschluss gefasst besteht ein Instrument um mit Hilfe der Stadt Münster im Falle einer Europäischen Bürgerinitiative 
die Münsteraner Bürgerinnen und Bürger darüber zu informieren, Unterschriftenlisten auszulegen und aktiv an der Samm-
lung der 1 Million Unterschriften teilzunehmen!
Den Resolutionstext der Münsteraner SPD-Ratsfraktion findet Ihr am Ende dieser kleinen Dokumentation.



Maria Buchwitz – Initiative Europa Sozial&Demokratisch:

Aktionskonferenz 

„Die Verursacher der Krise sollen zahlen
Europas Sozialdemokratie für eine Finanztransaktionssteuer“ 
am 05.02.2011 im Haus der Niederlande, Münster

Eine höchst spannende und erfolgreiche Veranstaltung war die Aktionskonferenz der Initiative „Europa sozial und demokratisch“, 

SPD Münster,  mit der Partito Democratico Orvieto und der Parti Socialiste Lille, die mit der Verabschiedung einer gemeinsamen 

Resolution für die europaweite Einführung der Finanztransaktionssteuer endete. Auf  dem Podium waren Anne Wetzel als Vertreterin 

der französischen Partei, ein Genosse der Partito Democratico aus Orvieto und Andrea Arcais, der auch die Moderation übernom-

men hatte. Eine echte Herausforderung war die Übersetzung der Diskussion ins Französische und ins Italienische, die aber dank 

der guten Vorbereitung sehr gut klappte. 

Zu Beginn schlug Andrea vor, dass zunächst alle drei Parteien von ihren Aktivitäten berichten. Danach sollte sich eine Diskussion 

anschließen über die in allen Sprachen vorliegende von ihm vorbereitete Resolution, um dann am Ende zu einer gemeinsamen Er-

klärung zu kommen. Der Einwand des italienischen Genossen, dass es besser sei, heute keine endgültige Resolution zu verabschie-

den, sondern die Vorlage erst mit den nationalen Parteien abzustimmen, wurde insofern entkräftet, dass dieser Weg viel zu lang 

und umständlich ist – das Erreichen unserer Ziele würde sich arg verzögern. Eine Gruppe von Sozialdemokraten aus drei Ländern 

innerhalb  der EU, die zu diesem Thema arbeitet, kommt einfach so schnell nicht wieder zusammen. Als gemeinsames Anliegen aller 

Beteiligten kristallisierte es sich heraus, ein Europa wirklich von unten aufzubauen und die Aktivitäten, die in den einzelnen Ländern 

stattfinden, miteinander  zu koordinieren.

Die Parti Socialiste Lille fand sich in dem vorgelegten Papier gut vertreten – eine echte Überzeugungsarbeit auch innerhalb der 

eigenen Partei sei in ihrem Land noch sehr wichtig. Der engagierte Vertreter der  Jungen Demokraten, der Jugendorganisation der 

italienischen Schwesterpartei, berichtete von verschiedenen Aktivitäten der Gruppe und dem Plan einer größeren Veranstaltung im 

Herbst, die ebenso das Thema Finanztransaktionssteuer in der Bevölkerung transparent machen soll. In Deutschland gibt es bereits 

einen Parteibeschluss für eine Kampagne für die Finanztransaktionssteuer, die im Frühjahr 2012 zu einer groß angelegten Unter-

schriftensammlung führen soll. Wichtig ist es, vor Ort möglichst viele Genossinnen und Genossen in die Aktivitäten einzubeziehen, 

die in NRW in 10 – 15 Städten stattfinden sollen. Bis auf  unbedeutende Differenzen (die italienischen Freunde haben aufgrund ihrer 

Parteistruktur Schwierigkeiten mit der automatischen Mitgliedschaft in der Europäischen Sozialistischen und Sozialdemokratischen 

Partei (PSE)) bestand große Übereinstimmung in den Zielen unserer Arbeit sowie auch in der Herangehensweise. Im Herbst diesen 

Jahres gibt es ein weiteres Treffen in Orvieto, um den Stand der Dinge zu klären und weitere Einzelheiten abzustimmen. Von allen 

Parteien wurde es als gut angesehen, die Zeit um den 1.Mai zu nutzen, um eine breite Öffentlichkeit zu erreichen.

In freudiger Erwartung weiterer Treffen endete der offizielle Teil des Besuches gegen 12.30; Anschließend wurde beim Mittagessen  

im Alten Gasthaus Lewe und auf  dem Markt weiterdiskutiert. 

   



Redebeitrag des Landesvorsitzenden Umbrien 
der „Giovani Democratici“

Redebeitrag von Anne Wetzel, Europapolitische 
Sprecherin des Vorstandes der PS Nord pas de Calais 

aus Lille

Europa Sozial&Demokratisch, SPD Münster 
Europa-Arbeitskreis des Parti Socialiste Lille und Nord pas de Calais 
Partito Democratico Orvieto 
Giovani Democratici Orvieto und Regione Umbria 
Jungsozialisten Münster

Die Europapolitik politisieren. Gemeinsam für eine Finanztransaktionssteuer

Gemeinsame Erklärung vom 5. Februar 2011 in Münster

Die Europapolitik politisieren

Wir stimmen darin überein, dass die Europäische Einigung das wichtigste Instrument zur Friedenssicherung auf  unserem Kontinent darstellt 
und wir unterstützen die weitere Vertiefung der europäischen Zusammenarbeit.

Unser Ziel ist ein demokratisches und soziales Europa. Eine europäische Union, die soziale Standards für seine Bürgerinnen und Bürger 
garantiert, die eine gemeinsame Wirtschafts- und Steuerpolitik im Interesse der Menschen betreibt kann nur durch politische Kräfte gestaltet 
werden, die soziale Gerechtigkeit, ökologische Erneuerung der Wirtschaft und Menschen- und Bürgerrechte in den Mittelpunkt stellen.

Jenseits vielbeschworener europäischer Gemeinsamkeit wollen wir die politischen Unterschiede zwischen unseren Parteien und denjenigen 
politischen Kräften in Europa herausarbeiten und betonen, die für andere politische Konzepte stehen und die Freiheit des Marktes vor die 
Interessen der Menschen stellen.

Wir setzen uns in unseren Parteien sowohl für die weitere Vertiefung der Zusammenarbeit innerhalb der Europäischen Union ein als auch für 
eine deutliche Akzentuierung der europapolitischen Diskurse und Positionen. Die Menschen in unseren Städten, Regionen und Ländern haben 
einen Anspruch darauf  zu erfahren, wofür unsere Parteien europapolitisch stehen.

Gemeinsam für die Finanztransaktionssteuer

Unsere Parteien, die PSE und die S&D-Fraktion im Europäischen Parlament fordern die Einführung einer Finanztransaktionssteuer als ein 
wichtiges Instrument zur Regulierung der Finanzmärkte. Ohne ein Allheilmittel zu sein, behindert sie Spekulation und trägt zur Abschöpfung 
von erheblichen Finanzmitteln bei den Verursachern der Finanzkrise bei.



Blick ins Publikum - links vorne: Stefan Gran, 
DGB-Vertretung in Brüssel

Aktionskonferenz zur Vorbereitung gemeinsamer 
Aktivitäten für eine Finanztransaktionssteuer am 

5. Februar im „Haus der Niederlande“ Münser

Unsere Parteien haben ferner beschlossen, dass wir zur Durchsetzung dieser Forderung mit dem Instrument der „Europäischen Bürgerini-
tiative“, das ab 2012 zur Verfügung stehen wird, europaweit koordiniert mit weiteren Bündnispartnern mindestens 1 Million Unterschriften 
sammeln werden, um die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten dazu zu bringen, die Finanztransaktionssteuer einzuführen.

Um eine solche Kampagne erfolgreich durchführen zu können, bedarf  es einer langfristig angelegten Mobilisierung innerhalb unserer 
Parteien und einer Informationskampagne in unseren Städten und Regionen, um die Menschen zu informieren und sie auf  die kommende 
Unterschriftensammlung vorzubereiten.

Eine solche vorbereitende und mobilisierende Kampagne dient zudem dazu, politischen Druck auf  unsere Regierungen auszuüben, der 
Einführung einer Finanztransaktionssteuer zuzustimmen.
Wir verabreden uns, in unseren Städten und Regionen im Jahr 2011 koordiniert Aktionen durchzuführen, um innerhalb unserer Parteien die 
Mitglieder zu informieren und sie für kommende Aktivitäten zu mobilisieren sowie um die Bevölkerung zu informieren und einzuladen, sich 
unseren Aktivitäten anzuschließen.

Wir werden in unseren Parteien darauf  dringen, dass diese Kampagne für eine Finanztransaktionssteuer kein Lippenbekenntnis wird, sondern 
in das Zentrum politischer Aktivität gerückt wird.

Wir werden:

Rund um den 1. Mai 2011 sichtbar unsere Forderung nach Einführung der Finanztransaktionssteuer darstellen. Dazu werden wir gemeinsa-
me Materialien gestalten um unser koordiniertes Vorgehen deutlich zu machen.

Wir werden viele kleine Aktivitäten, von Informations- und Diskussionsveranstaltungen, Verteilen von Informationen vor Banken und Parteibü-
ros der Konservativen und Liberalen die Menschen informieren und zur Mitarbeit einladen.

Wir werden uns gegenseitig zu Aktivitäten einladen um uns gegenseitig zu unterstützen und unsere politische Partnerschaft zu pflegen, sie 
auszubauen und sie öffentlich bekanntzumachen.

Wir informieren uns gegenseitig über unsere Aktivitäten, unsere Aktionsformen und Materialien. Wir informieren uns über die Erfahrungen, die 
wir mit unseren Aktivitäten vor Ort machen und informieren unsere Mitglieder über die Aktivitäten der jeweiligen Partnerparteien.

Wir werden uns im Herbst 2011 in einer unserer Städte erneut versammeln um über unsere Erfahrungen zu sprechen und zu diskutieren, wie 
wir unsere Kampagne weiterentwickeln.

Über diese Verabredungen werden wir unsere Parteien auf  allen Ebenen, bis hin zur nationalen Ebene informieren um ähnliche Initiativen an 
anderen Orten zu ermutigen.



Vertreterinnen und Vertreter der o.g. Organisationen haben sich vom 4. bis 6. Februar 2011 in Münster getroffen um 
über gemeinsame Aktivitäten zur Durchsetzung einer Finanztransaktionssteuer zu beraten. Darüber hinaus haben sich 
die Vertreter der SPD Münster und der SP Lille über die Europäisierung ihrer beiden Parteien beraten und festgestellt, 
dass sie darin übereinstimmen, an der weiteren Europäisierung ihrer beiden Parteien zusammenzuarbeiten. Der folgende 
Absatz wurde der gemeinsamen Erklärung der o.g. Organisationen hinzugefügt:

Europa-Arbeitskreis des Parti Socialiste Lille und Nord pas de Calais 
und Initiative Europa Sozial&Demokratisch der SPD Münster: 

Unsere Parteien Europäisieren

Die SPD Münster und der Parti Socialiste Lille haben eine Partnerschaft vereinbart. Ziel dieser Partnerschaft ist es, die Europäisierung unse-
rer Parteien durch eigene, örtliche und regionale Initiativen zu gestalten und zu vertiefen.

Wir sind gemeinsam der Ansicht, dass die Europäische Sozialistische und Sozialdemokratische Partei (PSE) zu einer wirklichen Mitglieder-
partei weiterentwickelt werden muss. Wir setzen uns aus diesem Grund dafür ein, dass so viele Mitglieder unserer Parteien wie möglich die 
Mitgliedschaft als „PSE-Activist“ beantragen. Die Mitgliedschaft als „PSE-Activist“ und die Gründung von „PSE-City-Groups“ stellen einen 
wichtigen Beitrag zur Entwicklung der PSE als Mitgliederpartei dar.

Wir werden in unseren Parteien auf  regionaler und nationaler Ebene für eine Zusammenarbeit innerhalb der PSE, für eine Kampagne zur 
Mitgliederregistrierung als PSE- Activist und zum Aufbau von PSE-Citygroups werben.

Auch ein sehr erfreuliches Ergebnis des Wochenendes:
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Antrag 
 
 
 
20.04.2010 
 
 

 

SPD-Fraktion 
im Rat der Stadt Münster 

 
 

 

Resolution  

Münster unterstützt die Kampagne „Steuer gegen Armut“ 
 
 

Der Rat der Stadt Münster möge beschließen: 
 

1. Der Rat der Stadt Münster unterstützt die Forderung vieler politischer, 
kirchlicher und gesellschaftlicher Organisationen (Kampagne „Steuer gegen 
Armut“) nach Einführung einer möglichst globalen Steuer auf 
Finanztransaktionen in Höhe von 0,05%.  

 
2. Der Rat fordert den Deutschen Bundestag und die Bundesregierung auf, sich 

dafür einzusetzen, die Steuer auf nationaler und internationaler Ebene zu 
verwirklichen.    

 
 
Begründung: 
 

1. Notwendigkeit 
Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat die Stadt Münster hart getroffen. Im 
städtischen Haushalt sind die Gewerbesteuereinnahmen und Einnahmen aus 
den Umlagen der übrigen (Bundes-)Steuern eingebrochen. Auch dadurch 
befindet sich die Stadt am Rande der Haushaltssicherung. Gleichzeitig werden 
die Steuern auf Bundesebene immer weiter gesenkt und die Kommunen so an 
den Rand der Handlungsunfähigkeit getrieben. Münster braucht wie alle 
Kommunen endlich eine solide Finanzausstattung. Neben einer Neuordnung 
des vertikalen Finanzausgleichs zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
wird eine Steuer auf Finanztransaktionen helfen, staatliche Investitionen in 
Bildung, Forschung und Infrastruktur zu finanzieren. 
 
Der Finanzmarkt ist zudem immer noch nicht stabil, weitere 
Spekulationsblasen werden prognostiziert. Dies gefährdet Arbeitsplätze und 
die Handlungsfähigkeit des Staates und der Kommunen. Eine Steuer, die 
langfristige Investitionen belohnt, hoch spekulative, kurzzeitige Investitionen 
aber erschwert, ist das richtige Mittel zum Schutz der Wirtschaft, des Staates 
und der Kommunen.     

  
2. Eine faire Steuer 

In den vergangenen 15 Jahren ist die Anzahl der Finanztransaktionen um 450 
Prozent angewachsen. Heute, auch nach der Krise, ist das globale 
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Finanzsystem 70-mal größer als die Realwirtschaft. Selbstverständlich wird 
eine gesunde Finanzwirtschaft für eine funktionierende Volkswirtschaft 
bebraucht, allerdings müssen auch die Beteiligten an den Finanzmärkten 
angemessen zur Finanzierung des Gemeinwesens beitragen.  
 
Eine Finanztransaktionssteuer würde dazu beitragen, die Anzahl der 
Finanzaktivitäten, insbesondere die besonders schädlichen Spekulationen, zu 
begrenzen. Die Finanztransaktionssteuer wäre umfassender als die 
sogenannte „Tobin Tax“, die sich nur auf Währungsgeschäfte bezieht.  
 
Sie wäre auch wirksamer als die von der Bundesregierung geplante 
„Bankenabgabe“, die auch Banken (wie Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken), die sich nicht an den Spekulationen beteiligt haben, 
zur Kasse bittet und darüber hinaus durch das geringe Aufkommen von 
geplanten eine Milliarde Euro weder weitere Spekulationen erschwert, noch 
nachhaltig die Folgen der Krise finanzieren kann. Zudem bezahlen letztlich 
alle Kundinnen und Kunden der Banken die Bankenabgabe und finanzieren 
damit ein zweites Mal die Krisenfolgen selbst. Auch die Stadt wird aufgrund 
geringerer Ausschüttungen der Sparkasse die Krise doppelt bezahlen. 
 
Die Finanztransaktionssteuer schafft dagegen echten Spielraum in den 
öffentlichen Haushalten – und auch für die dringend benötigten 
Rettungsschirme für Kommunen. 

 
3. Die Einnahmen der Steuer  

Eine globale Finanztransaktionssteuer in Höhe von 0,05 Prozent könnte 
jährlich globale Einnahmen in Höhe von ein Prozent des nominalen 
Welteinkommens generieren. Das wären weltweit rund 500 Milliarden Euro. 
200 Milliarden Euro könnten allein in der Europäischen Union eingenommen 
werden. Diese Einnahmen können für nachhaltige Investitionen in die 
Armutsbekämpfung, den Kampf gegen den Klimawandel und in den 
Bildungsbereich verwandt werden. Dadurch würde auch die weltweite 
Solidarität gestärkt werden. 

 
 
 
Wolfgang Heuer   Dr. Michael Jung      Anne Schulze Wintzler 
Thorsten Kornblum   Marianne Koch      Petra Seyfferth 
Dr. Fritz Baur   Gaby Kubig-Steltig      Aliye Stracke-Gönül 
Thomas Fastermann  Thomas Marquardt      Beate Vilhjalmsson 
Philipp Gabriel   Robert von Olberg      Holger Wigger 
Beanka Ganser   Kurt Pölling           Karl-Heinz Winter 
Anne Hakenes   Karsten Rahn       
 
 



Presseresonanz: Westfälische Nachrichten, 7.2.2011



Presseresonanz: Münstersche Zeitung 7.2.2011



Die nächsten Veranstaltungen der

Initiative Europa Sozial&Demokratisch  
der SPD Münster:

 
   

 
 

  

 
 

 

 
 
 
 

 

 
 

 

   
    
    
     
     

 

Urheberrechte und ihr Schutz
in Zeiten des Internet


